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Fünf Jahre Kampf um Einheit, Demokratie und Frieden
für Deutschland

V o n  M a x  F  e c h n e r ,  Minister der Justiz der Deutschen Demokratischen Republik

Nach der bedingungslosen Kapitulation der Hitler- 
schen Wehrmacht am 8. Mai 1945 waren die Voraus
setzungen für die endgültige Vernichtung der verhäng
nisvollen Machtkombination von Monopolkapitalismus, 
Großgrundbesitz und Militarismus und damit für die 
Zerschlagung des aggressiven deutschen Imperialismus 
in ganz Deutschland gegeben. Der Weg zu einem fried
lichen, demokratischen Deutschland und zur Herstellung 
eines festen und dauerhaften Friedens in Europa war 
freigekigt. Voraussetzung für eine solche Entwicklung 
war der Wille der drei Siegermächte, das feierlich Unter
zeichnete Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 
zum Grundgesetz ihres Handelns in der Deutschland
frage zu machen. In den Potsdamer Beschlüssen 
stimmten die drei Alliierten in dem Grundsatz überein, 
das deutsche Volk nicht zu vernichten und die notwen
digen Maßnahmen zum Aufbau eines friedlichen und 
demokratischen Deutschland in ihren Zonen durch
zuführen. Sie beschlossen die Beseitigung des Nazismus 
und Militarismus sowie die Bestrafung der Kriegsver
brecher, Festlegung der Reparationsbedingungen, Ent
wicklung einer demokratischen Verwaltung, Dezen
tralisation des deutschen Wirtschaftslebens durch Ver
nichtung der Kartelle, Syndikate, Trusts und sonstigen 
Monopolvereinigungen, Schaffung von fünf zentralen 
deutschen Verwaltungsabteilungen als Vorbereitung 
für eine künftige zentrale deutsche Regierung, Wah
rung der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands während 
der Okkupationszeit, Anerkennung der Unantastbar
keit und Integrität Deutschlands in den von ihnen ein
mütig festgelegten Grenzen und schließlich Zusicherung 
eines Friedensvertrages nach Abschluß der Demokrati
sierung Deutschlands.

Die Frage, in welchem Umfange dieses Abkommen 
die Grundlage des Wiederaufbaus in Deutschland geben 
würde, hing wiederum von dem Willen der Besatzungs
mächte ab, in ihren Zonen genau und konsequent nach 
diesem Grundgesetz für die künftige deutsche Entwick
lung zu arbeiten. Diese Frage ist engstens mit der Frage 
verbunden, ob überhaupt der Aufbau eines demokra
tischen, wirtschaftlich starken, unabhängigen und 
friedliebenden Deutschland, in dem die Träger des 
deutschen Imperialismus entmachtet und die Werk
tätigen in Wirtschaft, Verwaltung und Politik einen 
bestimmenden Einfluß ausüben, den wirtschaftlichen 
Interessen und politischen Zielen aller drei Unter
zeichner des Potsdamer Abkommens entspricht.

Die Entwicklung der Politik der Westmächte in der 
Regelung der deutschen Frage auf der Grundlage des 
Potsdamer Abkommens hat bewiesen, daß der west
liche Imperialismus in den zurückliegenden fünf Jahren 
mit allen Mitteln und unter grober Verletzung der in 
Potsdam feierlich eingegangenen Vereinbarungen den 
Aufbau eines einheitlichen, demokratischen und fried
liebenden Deutschlands mit einer starken, leistungs
fähigen Industrie und einem entwickelten Außenhandel 
aus zwei Gründen verhindert hat. Einmal fürchtet der 
westliche Monopolkapitalismus die Konkurrenz der 
Wirtschaft eines geeinten und deshalb leistungsfähigen 
Deutschland, und zum anderen benötigt er für seinen 
Krieg gegen die Sowjetunion und die Volksdemokratien

die antidemokratischen, reaktionären Kräfte in West
deutschland, die nach den Vereinbarungen des Pots
damer Abkommens über die Entnazifizierung und die 
Demokratisierung Deutschlands aus Wirtschaft, Ver
waltung und Politik hätten entfernt werden müssen. 
Diesen wirtschaftlichen Interessen und politischen 
Zielen der westlichen Besatzungsmächte aber wider
spricht das Potsdamer Abkommen. Deshalb verhin
derten sie bewußt die vereinbarte Demokratisierung 
und den einheitlichen, nach gleichen demokratischen 
Prinzipien sich vollziehenden Wiederaufbau Deutsch
lands. Deshalb war ihre Politik darauf gerichtet, die 
alten reaktionären wirtschaftlichen und politischen 
Machtverhältnisse einer bürgerlich-kapitalistischen 
Formaldemokratie wenigstens in einem Teil Deutsch
lands wiederherzustellen, als der zweckmäßigsten 
Form, um die demokratischen und friedliebenden 
Kräfte niederzuhalten und Westdeutschland als Auf
marschgebiet, Rohstoffquelle, Industriepotential und 
Menschenreservoir für den imperialistischen Atlantik
pakt nutzbar zu machen. Das war die Grundkonzeption 
der Politik der Westmächte, die schon 1943 auf der 
Konferenz von Teheran vorgeschlagen haben, Deutsch
land nach dem Kriege in fünf Teile zu zerreißen. Das 
ist die Politik, die sie seitdem mit allen Mitteln bis zu 
dem jetzt erzwungenen Eintritt Westdeutschlands in die 
Europa-Union verfolgt haben.

Es ist notwendig, sich der Etappen der Spaltungs
und Kriegspolitik der westlichen Imperialisten mit 
ihrer völligen Mißachtung der Lebensfrage unserer 
Nation, der Einheit Deutschlands, zu erinnern. Der Weg 
dieser Politik führt von der feierlichen Unterzeichnung 
der Potsdamer Beschlüsse über deren Nichterfüllung 
in entscheidenden Punkten bis zu der heute teilweise 
schon offen erhobenen Forderung: los von Potsdam!

In seiner berüchtigten Rede in Stuttgart im Sep
tember 1946 bestreitet Byrnes die Funktionsfähigkeit 
des von allen vier Alliierten beschickten Kontrollrates, 
veranschlagt die Besetzung Deutschlands auf 25 bis 
40 Jahre, erklärt sich mit der Abtretung des Saar
gebietes an Frankreich einverstanden und kündigt die 
Bizone an. Damit war der erste Schritt auf dem Wege 
zur Verletzung der Potsdamer Beschlüsse und zur Spal
tung Deutschlands getan. Im Dezember 1946 treffen 
die Regierungen der USA und Großbritanniens ein Ab
kommen über die Bildung der Bizone. Am 1. Januar 
1947 wird der bizonale Wirtschaftsrat gebildet und 
damit der in Potsdam verbriefte Grundsatz der Wah
rung der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands faktisch 
aufgegeben. Die Stellung der Viermächteverwaltung 
in Deutschland ist erschüttert. Auf der Moskauer Kon
ferenz der Außenminister vom 10. März bis 24. April 
1947 entwickelt Bevin seinen Plan der föderalen Auf
splitterung Deutschlands, der in seiner politischen Ten
denz dem englischen Vorschlag vom Oktober 1944 ent
spricht, Deutschland in drei getrennte Staaten zu teilen. 
Molotow fordert dagegen: „Deutschland wird als ein
heitlicher, friedliebender Staat wiederhergestellt, als 
demokratische Republik mit einem allgemeinen deut
schen Parlament, bestehend aus zwei Kammern und 
mit einer Regierung für ganz Deutschland.“ Er schlägt
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